
Fortschritt oder Segen
Leitartikel

Wo liegt der Unterschied?
Editorial

Liebe Leserin und lieber Leser
Alle Parteiversprechen zielen darauf, uns ein 
besseres Leben zu organisieren, per Gesetz 
oder per weniger Gesetz. Was diesem Ziel 
dient, ist derweil pure Ansichtssache. Dabei 
könnte ein ehrliches Hinschauen schon 
helfen, um zu unterscheiden, was nur ein 
plurales gutes Gefühl bewirkt und was 
einer Gesellschaft mehr Menschlichkeit  
bringt oder erhält!
Menschlichkeit orientiert sich am The-
ma Wert des Lebens. Wenn in der EU der 
Antrag gestellt wird, Schwangerschafts-
abbruch als Menschenrecht zu verankern, 
so bewegt sich die Bewertung des Lebens 
rasant in Richtung „gut ist was (wer) der 
Gesellschaft oder der Wirtschaft nützt“.  Da 
ist ein Weiterdenken und kritisches Hinter-
fragen unbedingt nötig. 
Als christlich argumentierende Partei gibt 
es einen Grundsatz, der unverhandelbar 
ist. Der Mensch ist nicht Gott und wo er 
diese Rolle anstrebt, müssen wir das Veto 
einlegen, dies selbst wenn es unpopulär 
ist. Da kann eine Partei  wie die EVP gewiss 
homogener auftreten als manch andere, 
die zwar auch Werte verteidigt oder gar 
"christlich" im Namen hat, aber unüber-
sehbar auch anderen Kräften verpflichtet 
scheint.
Unsere kleine Partei konnte leider bei den 
Wahlen nicht wie erhofft etwas zulegen.
Ein Grund mag die Vorstellung zahlreicher 
Wähler sein, dass es ja nicht auf die Par-
tei, sondern auf die  christlichen Politiker 
ankomme. Nüchtern betrachtet hat aber 
die Zahl derer von denen dies bekannt ist, 
so nicht zugenommen.  Nicht ausgeschlos-
sen, dass die Hoffnung in einer grösseren 
Partei mehr bewegen zu können da und 
dort zu Ernüchterung führt.
			       Egon Graf
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Pränatale Implantationsdiagnostik (PID)
eine Schicksalsabstimmung

Abstimmung vom 14. Juni 2015:
Nein zur Änderung des Verfassungsartikels 119 Abs. 2 c!

Die PID ist ein medizintechnisches Verfahren, um im Rea-
genzglas erzeugte menschliche Embryonen in den allerers-
ten Tagen ihres Lebens genetisch untersuchen zu können. Ihr 
Ziel: Es sollen nur genetisch perfekte Embryonen in die Gebär-

mutter der Frau eingepflanzt werden. Die anderen werden „verworfen,“ also z.B. 
in den Abfalleimer geworfen oder der „verbrauchenden“ Forschung zugeführt.
Die Abstimmung über die Aufhebung des Verbots der PID ist eine Schicksalsab-
stimmung. Es geht um Sein oder Nichtsein ethischer Werte, denn es stellt sich die 
schicksalshafte Frage, die uns alle an der Seele rührt: Darf man im Reagenzglas 
erzeugte menschliche Embryonen auf eine Behinderung hin untersuchen? Nein, 
sagen die Gegner, die über starke Argumente verfügen. Es ist eine Menschenaus-
lese (Selektion), wenn eine „Qualitätsprüfung“ von künstlich erzeugten Embryonen 
vorgenommen werden darf, um alle nicht der Norm entsprechenden Menschlein 
auszusortieren und sie dann bewusst zu töten. PID ist auch eine Massnahme einer 
wohl von uns allen abgelehnten negativen Eugenik, die eine Vorbeugung der Ver-
schlechterung des Erbguts der Bevölkerung durch Selektion herbeiführen will. Die-
ses „Aussortieren“ umfasst aber unvermeidbar einen Entscheid über lebenswertes 
und lebensunwertes Leben. Der Mensch (z.B. Arzt, Forscher) spielt sich als Richter 
über Leben und Tod auf. Aus Sicht einer christlichen Ethik greift die PID willkürlich in 
die Natur ein, manipuliert die „göttliche Schöpfung“ und widerspricht der „göttlichen 
Ebenbildlichkeit“ des Menschen. Die PID verletzt die Menschenwürde, die im Rechts-
staat  jedem Menschen – auch dem Behinderten, dem Kranken, dem Missgestalteten, 
dem Sterbenden – kraft seines Menschseins zukommt. Es käme zu einer gesellschaft-
lichen Diskriminierung behinderter Menschen, zu Gesetzen mit schier ins Unbe-
grenzte ausgeweiteten Anwendungsfeldern der PID (man denke etwa an die vom 
Parlament bereits beschlossenen unsäglichen Ausweitungen im Fortpflanzungsme-
dizingesetz), zu massiven Grenzüberschreitungen der modernen Medizin, weiteren 
Begehrlichkeiten von Medizin und Forschung und – neben der bereits bestehenden, 
durch die Sterbehilfeorganisationen geschaffenen Euthanasie-Mentalität – würde 
es in der Schweiz auch noch zu einer grassierenden Selektions-Mentalität kommen.
Die PID ist ethisch, verfassungsrechtlich und rechtsstaatlich nicht vertretbar. Ich bit-
te Sie, liebe Leserin, lieber Leser, gebieten Sie am 14. Juni mit ihrem NEIN dem Einzug 
der PID einen kategorischen Stopp!

Dr. Marlies Näf-Hofmann 
Rechtsanwältin und alt Kantonsrätin

9320 Arbon 



Wahlanalyse

Die Ausgangslage präsentierte sich 
recht gut. Neben den 31 Einwohner-
ratsmandaten gab es neu 18 Kantons-
ratsmandate zu verteilen. Mit einem 
Wähleranteil von 9.90% für den Ein-
wohnerrat und 8.75% für den Kantons-
rat konnte mindestens ein Sitzgewinn 
im Kantonsrat erwartet werden. Dieses 
Wahlziel wurde leider knapp verfehlt. 
Auffallend war in diesem Jahr, dass in 
allen Parteien Menschen kandidierten 
die in (frei)kirchlichen Kreisen verankert 
sind. Dies machte die Ausgangslage für 
uns als EVP ziemlich unberechenbar.

Einwohnerrat
Der Wähleranteil konnte leicht auf 
9.95% gesteigert werden. Aufgrund der 
stabilen Situation gab es nur eine klei-
ne Verschiebung zugunsten der FDP. 
Wir konnten unsere drei Sitze aus eige-
ner Kraft halten. Die Listenverbindung 
mit der CVP hatte keinen Einfluss auf die 
Sitzverteilung. Bei den Panaschierstim-

Kein Champagner auf dem Tisch...mehr Wahlanalyse denn Wahlfeier

Den gewählten Balz Ruprecht (Kantons-
rat), Peter Künzle, Regula Compér und 
David Ruprecht (Einwohnerrat) gratuliert 
der Vorstand ganz herzlich zur erfolgrei-
chen Wiederwahl und wünscht ihnen für 
die neue Amtsperiode alles Gute und Got-
tes Segen.
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Kantonale und regionale Politik          

aus dem Kantonsrat

Aus dem Sitzungsprotokoll vom 23.3. 
eg  Motion der SP-Fraktion: Die differenzierte Stromabgabe würde künftig auf Strom aus nicht-erneuerbaren Ener-
giequellen wie Uran, Gas, Diesel oder Kohle erhoben, um die Benachteiligung einheimischer erneuerbarer Energie-
quellen zu mindern, die durch das Nichtberücksichtigen der externen Kosten besteht. Dabei soll auch der Importstrom aus 
nicht erneuerbaren Energien verursachergerecht belastet werden.»  Nach der mündlichen Begründung durch Kantonsrätin 
Johanna Federer, Herisau, und der Beantwortung durch Regierungsrat Jakob Brunnschweiler, Direktor des Departements Bau 
und Umwelt, erklärt der Rat die Motion mit 35:21 Stimmen bei 1 Enthaltung für nicht erheblich. Die EVP hat die Motion unter-
stützt. (Gruss aus der Energiestadt Herisau, Anm. d. Redaktion)
Des weiteren wurden  viele kleine Textrevisionen in Gesetzen behandelt. Die  Auswirkungen gewisser Beschlüsse werden sich 
höchstens in den Druckosten für neue Dokumentationen niederschlagen. 
Die  2. Lesung zur Revision des Hundegesetzes beherrschte die zweite Hälfte des Sitzungsmorgens. Zu den Gewinnern dieser 
Sitzung dürfen sich die Hunde zählen. Durch die Streichung des Artikel 8 f bis, können diese nun im Wald von der Leine gelas-
sen werden. Verlierer mag das Wild sein, aber dieses hat eben eine kleinere Lobby.  
Solches kann mit Sicherheit nicht vom Regierungsrat gesagt werden, der, wie die Februarsitzung zeigte, seine Vorstellung von 
Entschädigungen nach Ausscheiden aus dem Amt, grosszügig verteidigt sah. 

Kantonsrat
Der Wähleranteil konnte um knapp 
0.4% auf 9.13% gesteigert werden. Lei-
der liess sich daraus kein Sitzgewinn 
realisieren. Der Listenverbindung zwi-
schen der CVP und der EVP fehlten 
schlussendlich 215 Stimmen (0.4% oder 
12 Listen) um einen weiteren Sitz zu 
gewinnen! Schlussendlich ging damit 
das Restmandat an die SVP. Bei den 
Panaschierstimmen war die EVP klar 
Verliererin. Dies wird dadurch ersicht-
lich, dass 44% (!) der EVP Wähler/innen 
ihre Liste verändert haben und dies der 
EVP schliesslich die nötigen Stimmen 
für den Sitzgewinn gekostet hat.

Fazit
Es lässt sich nicht schönreden. Die gute 
Ausgangslage mit vier zusätzlichen 
Mandaten für den Kantonsrat konnte 
nicht genutzt werden. Offenbar konn-
ten wir unseren Wählerinnen und Wäh-
lern nicht genügend klar machen, dass 
das Panaschieren der Kandidierenden 
anderer Parteien schlussendlich der 
EVP schadet.

Mathias Steinhauer
Co-Präsident EVP AR



19 Vorlagen wurden unter Dach und 
Fach gebracht. Ja sagten die Räte unter 
anderem zur Umsetzung der Ausschaf-
fungsinitiative, zur Besserstellung von 
Kindern unverheirateter Eltern, beim 
Unterhaltsrecht und zur Umsetzung der 
Zweitwohnungsinitiative. 

Nach spannungsvoller Debatte hat der 
NR die EVP-Motion für mehr Kon-
zernverantwortung (v.a. von Roh-
stofffirmen) angenommen mit 91 : 90 
Stimmen, d.h. mit dem Stichentscheid 
des Präsidenten. Doch ein Ordnungs-
antrag einer CVP-Kollegin für ein Rück-
kommen nach einer guten Stunde, 
zwar ohne stichhaltige Begründung 
aber doch von einer Mehrheit akzep-
tiert, drehte das Resultat um zu 95 : 
86 dagegen. Der Frust und der Ärger 
war gross, über eine politische Kultur 
in diesem Ratsaal, die schamlos den 
Goodwill der Ratsmitglieder ausreizt. 
Offenbar fürchteten letztlich doch noch 
ein paar Nationalräte potentiell nach-
teilige Auswirkungen.Schliesslich kann 
das Abstimmungsverhalten im Internet 
nachverfolgt werden.

Was der Gesetzgeber des Kriegsma-
terialgesetzes als Ausnahme vorsah, 
wurde in den letzten Jahren immer 
mehr zur Regel, nämlich der Verzicht 
auf eine Nichtwiederausfuhrerklärung 
beim Export von Kriegsmaterialteilen. 
Deshalb wollte eine Motion eine ein-
heitliche Bewilligungspraxis einführen.
Bundesrat Schneider-Ammann begrün-
dete seine Ablehnung der Motion 
damit, dass der Schweizer Gesetzgeber 
damit der heimischen Industrie eine 
erleichterte Teilnahme an internatio-
nalen Projekten und eine verbesserte 
industrielle Zusammenarbeit ermög-
lichen will. Es geht also letztlich um 
hiesige Arbeitsplätze in Konkurrenz zu 
den Nachhaltigkeits- und Menschen-
rechtsaspekten, denen der Bundesrat 
allergrösste Beachtung schenkt, wie er 
betont. Resultat: 106:78 abgelehnt.

Das gleiche Schicksal erlitt eine Motion, 
die den Einsatz von Zivildienstleis-
tenden in Schulen ermöglichen soll. 
Dies trotz durchwegs positiver Erfah-
rungen in Pilotprojekten! 

Blick nach Bern
Was wurde in der Frühlingssession bewegt

Revidiertes Gesetz für den 
Umgang mit der Frage der Organ-
spenden

Mit der neuen Regelung ist nun klar, 
wie die Anfrage an die nächsten 
Angehörigen und deren Zustimmung 
zur Entnahme von Organen abläuft. 
Sie kann früher beginnen, und die 
wertvolle gewonnene Zeit dient den 
Intensivmedizinern für ihre allfälligen 
vorbereitenden medizinischen Mass-
nahmen. Der Fall, dass der Entscheid 
bei den nächsten Angehörigen liegt, 
kommt weitaus am häufigsten vor. 
Die wenigsten Sterbenden haben 
einen Spenderausweis oder eine Pati-
entenverfügung oder sind in urteils-
fähigem Zustand. 
In diesem Sinn erreicht das revidierte 
Gesetz seinen Zweck. Der Nationalrat 
stimmte ihm mit 164 : 0 Stimmen zu. 

Abstimmungsthema
Nationale Politik

Erbschaftssteuer 
Die Erbschaftssteuer ist keine neue 
Idee. Sie gehört zum Erfolgsmodell 
Schweiz und hat bis vor 15 Jahren in 
allen Kantonen ausser Schwyz dafür 
gesorgt, dass die ungleiche Vermö-
gensverteilung etwas ausgeglichen 
wurde. Sie wurde abgeschafft, weil 
es immer mehr Reiche gibt, denen 
sie ein Dorn im Auge war. Dass die-
se Mitbürger kein besonderes Interes-
se haben, die AHV Renten zu sichern, 
versteht sich, denn sie haben vorge-
sorgt. Demokratie ohne Solidarität 
ist aber Feudalismus.
Die vorgeschlagene Reform ist fair 
und liberal: Denn wenn Löhne, AHV 
und andere Einkommen besteuert 
werden, soll auch Steuern bezahlen, 
wer ohne eigenes Zutun Millionen- 
oder gar Milliardenvermögen erbt.

Kleinere und mittlere Erbschaften 
werden entlastet
Seit der Jahrtausendwende wurde die 
Erbschaftssteuer nach und nach in 
allen Kantonen abgeschafft, jedoch nur 
für direkte Nachkommen. Geschwis-
ter, Nichten, nicht verheiratete Partner 
oder Götti-Kinder müssen weiterhin 
bis zu 50% bezahlen. Bei Annahme 
der Initiative wäre mit diesem kan-
tonalen Wildwuchs Schluss: Nicht 
direkte Nachkommen und Nicht-Ver-
wandte würden von der Steuer befreit. 
Direkte Erben von kleinen und mittle-
ren Vermögen blieben wie heute steu-
erfrei. Dafür sorgt der Freibetrag von 2 
Millionen. Wohnungen und Einfamili-
enhäuser können also steuerfrei vererbt 
werden. Ausnahmen für KMU's und 
Landwirtschaftsbetriebe sind vorgese-
hen und damit ist die Initiative keine 

Bedrohung für den Wirtschaftsstand-
ort, wie es die Gegner den Stimmbür-
gern weismachen wollen.
Es geht hier überhaupt nicht dar-
um, dass Parteien einen Sieg erringen 
können. Es geht um Demokratie, 
Gerechtigkeit,  Solidarität und die 
Sicherung einer Altersvorsorge, die 
diesen Namen auch noch für die 
Arbeiterschicht verdient. 
Wer dies ablehnt weil (seinen) Erben 
von 2 Millionen oder mehr damit Tau-
sende von Franken "verloren" gehen, 
macht einen gehörigen Kniefall vor 
dem Mammon und hat wenig Ver-
trauen in unser Staatssystem. Dabei 
ist es klar, dass jede alternative Lösung 
für die Sicherung der AHV-Renten die 
Mehrheit des Volkes mehr kosten wird 
und damit noch viel Unruhe verursa-
chen wird.
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 Auf den Punkt gebracht

Meine Werte, Deine Werte

Christliche Werte, menschliche Politik. Mit diesem Slogen ist die EVP 
vor vier Jahren in die Wahlen gestartet. Ich bin froh, dass dieser Satz so 
formuliert ist. Christ sein heisst Werte vertreten. Einstehen für das, was 
einem als wichtig erscheint. Christ sein ist keine Marke, keine Auszeich-
nung. Das eigene Gedankengut, die Werte und Prägung haben mit der eigenen Geschich-
te, mit Erfahrungen und Erlebnissen, mit der Erziehung und dem Umfeld zu tun. Für mich 
bedeutet Christ sein auch tolerant sein, das Positive sehen, den Apfelbaum pflanzen, wenn 
morgen die Welt untergeht.
Allzu gerne hätten wir doch klare Regeln und Normen. Das geht, das geht nicht. Das ist gut 
und das schlecht. Ich bin überzeugt, dass Jesus genau das nicht wollte. Aber eben, das ist 
meine Haltung, mein Gottesbild. Und so gibt es vermutlich auch nicht den Christen in der 
Politik. Dies sieht man auch daran, dass sich Christen in den unterschiedlichsten Parteien 
engagieren und jede und jeder geht davon aus, dass er oder sie die richtigen Werte vertritt.

Ist es nicht grossartig, dass Gott so kreativ ist?
 								           Peter Künzle

Einwohnerratspräsident
 EVP AR

Aktuelle Termine 
Mittwoch 6. Mai 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Montag 11. Mai  8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau 

Mittwoch 20. Mai  20:00 Uhr , Herisau
Parolenfassung für die eidg. Abstimmung  

Donnerstag 21. Mai  20:00 Uhr , Teufen
Parolenfassung für die eidg. Abstimmung 	
(s. Beilagen)

Mittwoch 10. Juni 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Montag 15. Juni 8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Montag 24.August 8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Mittwoch 16. September 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock
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Aus dem Vorstand

Rückblick und Ausblick
Die EVP AR ergänzt den Vorstand mit alt Kantonsrat Martin Hostettler und beschliesst 
einen aktiven Abstimmungskampf für die Volksabstimmung vom 12. Juni.
Die EVP blickt auf ein aktives und erfolgreiches Jahr zurück. Die aktive Arbeit der 
Parlamentarier/innen im Einwohnerrat Herisau und im Kantonsrat und die erfolg-
reiche Einreichung der Petition 'Leben im Dorfzentrum' in Herisau sind Beispiele 
dafür.  Am 30. April 18.30 Uhr findet an der FHS St. Gallen eine Informationsveran-
staltung Bevölkerungsmitwirkung in Gemeinden statt. Sicher ein aktuelles Thema.
Die EVP AR sucht für den Abstimmungskampf zu Erbschaftssteuerreform und Prä-
implantationsdiagnostik mit weiteren Interessierten Schulterschlüsse.

Mathias Steinhauer
Co-Präsident EVP AR

Zum Schmunzeln oder Nachdenken...

 Bei einer Verkehrskontrolle muss ein Autofahrer ein Bußgeld 
bezahlen. Mürrisch fragt er den Beamten: ,,Was soll ich denn 

mit der blöden Quittung, kann's ja eh nicht von den Steuern 
abziehen?"
„Gut aufbewahren“, rät der Polizist. „Wenn Sie genug zusam-

men haben, bekommen Sie ein Fahrrad!“

Parolen  der Mutterpartei zur Volksabstimmung vom 14. Juni 2015:

Nein zur Änderung der Verfassungsbestimmung zur Fortpflanzungsmedizin 
und Gentechnologie im Humanbereich (PID)
Ja zur Volksinitiative Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV 
Ja  zur Stipendieninitiative   (50 : 42)
Ja zur Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (65 : 18)


